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Amtlicher Teil

Dienstleistungsauftrag für eine Freiberufl iche Leistung; 
Auff orderung zur Angebotsabgabe

Öff entlicher Auftraggeber (Vergabestelle)

Regierung von Unterfranken

Kontakt:  Peterplatz 9
 97070 Würzburg
 Tel.: 0931 380 1097
E-Mail:  energie@reg-ufr.bayern.de

Beschreibung des Auftrags

Die Regierung von Unterfranken beabsichtigt, im Rahmen des 
Projekts „Energiecoaching_Plus in Unterfranken“ etwa 10 Ge-
meinden in Unterfranken – insbesondere abhängig von einem 
ausreichenden Interesse der Gemeinden – von einem Energie-
coach beraten zu lassen. Das Projekt soll in den Gemeinden im 
Jahr 2026/2027 realisiert werden. Die Auswahl der zu coachen-
den Gemeinden erfolgt durch die Regierung von Unterfranken. 
Der Dienstleistungsvertrag wird zwischen dem Freistaat Bay-
ern, vertreten durch die Regierung von Unterfranken und dem 
Coach geschlossen. Die Vergütung wird durch die Regierung 
von Unterfranken veranlasst.

Ziel des Energiecoachings ist eine intensivierte Beratung von 
Gemeinden und das Aufzeigen von Möglichkeiten der aktiven 
Beteiligung der Gemeinden an der Umsetzung der Energie-
wende mit regionaler Orientierung.

Unter Berücksichtigung der Gegebenheiten vor Ort, der bishe-
rigen Tätigkeiten der Gemeinde in Bezug auf die Energiewende 
und des Beratungsbedarfs für geplante Projekte sollen Inhalte 
und Ablauf des Coachings für die jeweilige Gemeinde festge-
legt werden. 

Vom Energiecoach werden folgende Beratungsangebote erwar-
tet:

- Initialberatung für Gemeinden, in denen noch keine Erfah-
rungen zu Themen der Energiewende vorliegen. Im Rahmen 
der Initialberatung sollen den Akteuren vor Ort Basisinfor-
mationen für die Umsetzung der Energiewende vermittelt 
und ein Katalog möglicher Maßnahmen in den Handlungs-
feldern Energienutzungsplanung, Energieeinsparung, Ener-

gieeffi  zienz und Einsatz regenerativer Energien erstellt wer-
den. 

- Vertiefte Beratung bei der Vorbereitung einzelner Maßnah-
men in den Handlungsfeldern Energienutzungsplanung, 
Energieeinsparung, Energieeffi  zienz und Einsatz regenera-
tiver Energien. Gegebenenfalls auch Unterstützung bei der 
Beantragung von Fördermitteln und bei Ausschreibungen 
und Vergaben. 

- Unterstützung bei der Einführung oder Optimierung eines 
kommunalen Energiemanagements, auf Wunsch auch mit-
tels des Energiemanagementsystems Kom.EMS classic.

- Unterstützung der Bildungs- und Öff entlichkeitsarbeit zur 
Umsetzung der Energiewende. 

- Schulung von Energieverantwortlichen für kommunale Ge-
bäude und Anlagen (Nutzer, Hausmeister) 

Aus diesen Beratungsangeboten sollen zu Beginn des Coa-
chings in Zusammenarbeit mit der Gemeinde die für die je-
weilige Gemeinde sinnvollen Coachingleistungen ausgewählt 
werden. 

Für das Energiecoaching_Plus sind eine Präsenz vor Ort und 
der Kontakt zu den Akteuren (u.a. Gemeindeverwaltung, Ge-
meinderat, Bürgermeister) erforderlich. Zudem ist die Zulas-
sung als Kom.EMS Classic-Coach eines an dem Projekt be-
teiligten Mitarbeitenden unabdingbar. Die Ergebnisse sind im 
Gemeinderat vorzustellen und in einem Kurzbericht zu doku-
mentieren. Für das Coaching einer Gemeinde sind jeweils 10 
Tage zu veranschlagen. Eingeschlossen sind dabei auch Infor-
mationsvorträge bei Sitzungen kommunaler Gremien. 

Das Angebot muss eine Beschreibung der Leistungen für die 
einzelnen Beratungsangebote enthalten. Die Preisangabe muss 
sich auf eine Tagespauschale (8 Stunden) beziehen, in welcher 
Fahrtkosten und sämtliche weiteren Nebenkosten enthalten 
sind. Die Umsatzsteuer ist gesondert auszuweisen. 

Vertragslaufzeit

Beginn: 21.09.2026 Ende: 31.10.2027

Räumliche Verteilung, Arbeitsgemeinschaften



Amtsblatt der Regierung von  Unterfranken Nr. 16/2026 vom 30.07.2026

151

Der Auftragnehmer muss in der Lage sein, die Coachingleistun-
gen im gesamten Gebiet des Regierungsbezirks Unterfranken 
zu erbringen. Die Bewerbung von Arbeitsgemeinschaften ist 
zugelassen.

TEILNAHMEBEDINGUNGEN

Persönliche Lage des Wirtschaftsteilnehmers

- Erklärung, dass der Bewerber sich nicht im Insolvenzver-
fahren oder in Liquidation befi ndet oder seine Tätigkeit ein-
gestellt hat oder sich aufgrund eines in den einzelstaatlichen 
Rechtsvorschriften vorgesehenen gleichartigen Verfahrens 
in einer entsprechenden Lage befi ndet. 

- Erklärung, dass der Bewerber seine Verpfl ichtung zur Zah-
lung von Steuern und Abgaben sowie der Beiträge zur ge-
setzlichen Sozialversicherung ordnungsgemäß erfüllt. 

- Erklärung, dass der verantwortliche Geschäftsführer und der 
verantwortliche Projektleiter des Bewerbers in den letzten 
5 Jahren nicht aufgrund eines rechtskräftigen Urteils aus 
Gründen bestraft worden sind, die ihre berufl iche Zuverläs-
sigkeit in Frage stellen. 

-  Erklärung, dass der verantwortliche Geschäftsführer und der 
verantwortliche Projektleiter des Bewerbers in den letzten 5 
Jahren nicht aus folgenden Gründen rechtskräftig verurteilt 
worden sind: Bildung einer kriminellen Vereinigung, Bil-
dung terroristischer Vereinigungen, Geldwäsche, Verschlei-
erung unrechtmäßig erlangter Vermögenswerte, Betrug, 
Subventionsbetrug, Bestechung. 

- Angabe des Hauptsitzes der Firma und sämtlicher Niederlas-
sungen. 

Technische Leistungsfähigkeit

- Nachweise über die berufl iche Befähigung des Bewerbers 
bzw. des verantwortlichen Geschäftsführers und des verant-
wortlichen Projektleiters.

- Darstellung des Unternehmens und eventuell beteiligter 
Partner mit Beschreibung des Leistungsprofi ls. 

- Erklärung über die für die Durchführung des Auftrags zur 
Verfügung stehenden personellen Ressourcen mit Lebens-
lauf der entsprechenden Personen und Zusicherung über de-
ren Verfügbarkeit im Fall einer Auftragsvergabe.

Aus dem Zeitraum 2022 bis 2026 ist unter Nennung der Auf-
traggeber vorzulegen:

- Liste mit Referenzen über durchgeführte Beratungen ins-
besondere in Kommunen in den Bereichen Energieeffi  zienz 
und erneuerbare Energien.

Wertungskriterien:

Wirtschaftlichstes Angebot entsprechend dem Preis (30 %), 
Fachlicher und technischer Wert des Angebots (30 %), Fach-
kunde (20 %), Referenzen (20 %) 

Schlusstermin für den Eingang des Angebots

Bewerbungen sind in einem verschlossenen Umschlag mit der 
deutlich sichtbaren Aufschrift „Nicht öff nen! Angebot Energie-
coach“ bis Mittwoch, 09.09.2026 - 12:00 Uhr bei der

Regierung von Unterfranken
Geschäftsstelle Energiewende
Peterplatz 9
97070 Würzburg

abzugeben.

Würzburg, 13. Juli 2026
Regierung von Unterfranken

Dr. Susanne Weizendörfer
Regierungspräsidentin

Apl-l 3329                                    RABl  S. 150

Sicherheit, Kommunales und Soziales

Satzung über die Benutzung des Naherholungsgebiets „Er-
labrunner Badesee“

Bekanntmachung vom 15.07.2026 Nr. 12-1444.09-2-18

I.

Die Verbandsversammlung des Zweckverbandes Erholungs- 
und Wandergebiet Würzburg hat in ihrer Sitzung am 10.07.2026 
eine Satzung über die Benutzung des Naherholungsgebiets „Er-
labrunner Badesee“ beschlossen.

Nach Art. 24 Abs. 1 KommZG wird diese Satzung hiermit amt-
lich bekannt gemacht. 

Würzburg, 15.07.2026
Regierung von Unterfranken

Johannes Hardenacke
Abteilungsdirektor

II.

Satzung über die Benutzung des Naherholungsgebiets
„Erlabrunner Badesee“

des Zweckverbands Erholungs- und Wandergebiet Würzburg 
(Benutzungssatzung Erlabrunner Badesee – BSEB)

Vom 01.07.2026

Der Zweckverband Erholungs- und Wandergebiet Würzburg 
erlässt aufgrund von Art. 22, Art. 24 und Art. 26 des Gesetzes 

über die kommunale Zusammenarbeit (KommZG) in Verbin-
dung mit Art. 24 Abs. 1 Nr. 1 und Abs. 2 Satz 2 der Gemeinde-
ordnung für den Freistaat Bayern (GO) folgende Satzung:

§ 1 Öff entliche Einrichtung, Zweckbestimmung

(1) Das Naherholungsgebiet „Erlabrunner Badesee“ ist eine öf-
fentliche Einrichtung des Zweckverbands Erholungs- und 
Wandergebiet Würzburg.

(2) Die Einrichtung dient der naturverträglichen Erholung, der 
Freizeitgestaltung, dem Aufenthalt im Freien sowie der Be-
nutzung der hierfür vorgesehenen Anlagen und Einrichtun-
gen.

(3) Zur Einrichtung gehören insbesondere die Wasserfl ächen, 
Uferbereiche, Liege- und Aufenthaltsfl ächen, Wege, Zugän-
ge, Spiel- und Freizeitfl ächen sowie sonstige vom Zweck-
verband zur Benutzung bereitgestellte Anlagen.

§ 2 Geltungsbereich

(1) Diese Satzung gilt für das gesamte Naherholungsgebiet 
„Erlabrunner Badesee“.

(2) Der räumliche Geltungsbereich umfasst alle Flächen und 
Einrichtungen, die zum Naherholungsgebiet gehören. Dies 
sind die Flurnummern auf der Gemarkung 97250 Erlab-
runn, 4125, 4125/1, 4126, 4127.

§ 3 Benutzungsrecht
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(1) Jedermann ist berechtigt, das Naherholungsgebiet nach 
Maßgabe dieser Satzung im Rahmen seiner Zweckbestim-
mung zu benutzen.

(2) Ein Anspruch auf unbeschränkte oder jederzeitige Benut-
zung besteht nicht.

(3) Die Benutzung kann aus Gründen der Sicherheit und Ord-
nung, des Natur- und Gewässerschutzes, der Pfl ege und 
Unterhaltung, wegen Veranstaltungen, bei Gefahrenlagen 
oder aus sonstigen wichtigen Gründen ganz oder teilweise 
eingeschränkt oder ausgeschlossen werden.

§ 4 Allgemeine Verhaltenspfl ichten

(1) Alle Benutzerinnen und Benutzer haben sich so zu verhal-
ten, dass

1. andere nicht gefährdet, geschädigt oder mehr als nach 
den Umständen unvermeidbar behindert oder belästigt 
werden,

2. Sicherheit, Ordnung und Sauberkeit nicht beeinträchtigt 
werden,

3. Anlagen, Einrichtungen, Grünfl ächen und Gewässer 
nicht beschädigt, verunreinigt oder zweckwidrig be-
nutzt werden.

(2) Das Gelände ist pfl eglich und schonend zu behandeln.

§ 5 Unzulässige Nutzungen

Im Geltungsbereich dieser Satzung ist insbesondere untersagt:

1. Anlagen, Einrichtungen, Wege, Grünfl ächen, Ufer oder 
Wasserfl ächen zu beschädigen, zu verunreinigen, zu verän-
dern oder ihrer Zweckbestimmung zu entziehen,

2. Abfälle oder sonstige Gegenstände außerhalb der dafür vor-
gesehenen Behälter wegzuwerfen oder zurückzulassen,

3. die Notdurft außerhalb vorhandener Toilettenanlagen zu 
verrichten,

4. Feuer außerhalb ausdrücklich zugelassener und gekenn-
zeichneter Feuer- oder Grillstellen zu entzünden,

5. außerhalb zugelassener Bereiche zu grillen,

6. zu zelten, zu campieren oder zu übernachten,

7. Waren anzubieten oder zu verkaufen, gewerbliche Leistun-
gen auszuüben, Werbung zu betreiben, Druckschriften zu 
verteilen oder Veranstaltungen ohne vorherige Zustimmung 
des Zweckverbands durchzuführen,

8. Kraftfahrzeuge außerhalb der hierfür bestimmten Flächen 
zu fahren, zu parken oder abzustellen (nur auf den Park-
plätzen erlaubt); ausgenommen sind Einsatz-, Rettungs-, 
Betriebs- und sonstige vom Zweckverband zugelassene 
Fahrzeuge,

9. Musikgeräte, Lautsprecher oder sonstige Tonwiedergabe-
geräte in einer Lautstärke zu betreiben, die andere erheblich 
beeinträchtigt,

10. sich in aggressiver, anstößiger oder sonst grob störender 
Weise zu verhalten.

§ 6 Nutzung der Erholungs-, Liege- und Freizeitfl ächen

(1) Liege-, Aufenthalts-, Spiel- und Freizeitfl ächen dürfen nur 
entsprechend ihrer Zweckbestimmung benutzt werden.

(2) Sport, Spiel und sonstige Freizeitbetätigungen sind nur zu-
lässig, soweit andere nicht gefährdet oder unzumutbar be-
einträchtigt werden.

(3) Der Zweckverband kann einzelne Flächen oder Einrichtun-
gen aus Gründen der Sicherheit, Pfl ege, Unterhaltung oder 
Schonung vorübergehend sperren.

(4) Der Zweckverband kann einzelne Flächen oder Teilfl ächen 
des gesamten Geländes für Veranstaltungen an Dritte über-
lassen. Bei Überlassung muss den allgemeinen Besuchern 
die Nutzung des Geländes für im Sinne des § 1 Abs. 2 die-
ser Satzung möglich sein. Die maximale Teilnehmerzahl bei 
Veranstaltungen ist auf 999 beschränkt.

(5) Folgende Nutzungsentgelte bei einer Überlassung (Abs. 4) 
gelten:

A) bis 50 Teilnehmer 150,00 Euro pro Nutzungstag

B) 51 bis 100 Teilnehmer 300,00 Euro pro Nutzungstag

C) 101 bis 500 Teilnehmer 500,00 Euro pro Nutzungstag

D) ab 501 Teilnehmer 1000,00 Euro pro Nutzungstag

E) Für Personalkosten des Zweckverbandes werden zusätz-
lich 60,00 Euro pro Stunde verrechnet.

Nutzungstag ist jeder angefangene Kalendertag unabhängig 
von der tatsächlichen Nutzungsdauer an dem einzelnen Flä-
chen oder Teilfl ächen des gesamten Geländes der allgemeinen 
Nutzung im Sinne des § 1 Abs. 2 dieser Satzung nicht zur Ver-
fügung stehen.

§ 7 Baden und Aufenthalt am Wasser

(1) Der Aufenthalt am Wasser sowie das Baden im See erfolgen 
auf eigene Gefahr und in eigener Verantwortung.

(2) Am Erlabrunner Badesee besteht keine Badeaufsicht.

(3) Aus der Zurverfügungstellung des Geländes und der Mög-
lichkeit zum Baden ohne Badeaufsicht kann gegen den 
Zweckverband Erholung und Wandergebiet Würzburg kein 
Haftungsanspruch hergeleitet werden.

(4) Die Benutzerinnen und Benutzer haben die natürlichen Ge-
gebenheiten eines Freigewässers, insbesondere Wassertie-
fe, Sicht, Wassertemperatur, Uferbeschaff enheit, Witterung 
und sonstige Gefahren, selbst zu beachten und für sich ein-
zuschätzen.

(5) Kinder, Jugendliche sowie Personen, die auf Hilfe angewie-
sen sind, dürfen das Wasser nur unter Verantwortung geeig-
neter Aufsichtspersonen nutzen.

§ 8 Erlebnis- und Kinderspielplatz

(1) Der Erlebnis- und Kinderspielplatz dient dem Spielen von 
Kindern und der altersgerechten Benutzung der dort vor-
handenen Spielgeräte.

(2) Die Benutzung des Spielplatzes und der Spielgeräte erfolgt 
auf eigene Gefahr.

(3) Eltern, sonstige Erziehungsberechtigte und andere Auf-
sichtspersonen haben ihrer Aufsichtspfl icht eigenverant-
wortlich nachzukommen. Hinweise der gesetzlichen Un-
fallversicherung betonen, dass die Aufsicht über Kinder 
nicht durch die bloße Bereitstellung eines Spielplatzes er-
setzt wird.

(4) Spielgeräte dürfen nur entsprechend ihrer Zweckbestim-
mung und vorhandener Alters- oder Nutzungshinweise be-
nutzt werden.

(5) Es ist insbesondere untersagt,

1. beschädigte oder gesperrte Spielgeräte zu benutzen,

2. Spielgeräte zweckwidrig zu benutzen,

3. den Spielbereich mit Kraftfahrzeugen, Fahrrädern, E-
Scootern oder ähnlichen Fahrzeugen zu befahren, soweit 
dies nicht ausdrücklich zugelassen ist,

4. Glasbehälter oder sonstige gefährliche Gegenstände in 
den unmittelbaren Spielbereich mitzunehmen.
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§ 9 Tiere

(1) Hunde dürfen nicht auf das Gelände des Naherholungsge-
biets mitgenommen werden.

(2) Satz 1 gilt nicht für Assistenzhunde im rechtlich gebotenen 
Umfang.

§ 10 Öff nungszeiten und Sperrungen

(1) Das Naherholungsgebiet darf nur während der vor Ort be-
kanntgemachten Öff nungszeiten betreten und benutzt wer-
den.

(2) Der Zweckverband kann das Gelände oder einzelne Teilbe-
reiche aus Gründen der Sicherheit, bei Pfl ege- und Unter-
haltungsmaßnahmen, bei Wasserverunreinigungen, bei Ver-
anstaltungen, bei Witterungsereignissen oder aus sonstigen 
wichtigen Gründen vorübergehend sperren.

§ 11 Anordnungen für den Einzelfall

Den Anordnungen des Zweckverbands, seiner Beschäftigten 
sowie der von ihm beauftragten Personen ist Folge zu leisten.

§ 12 Ausschluss von der Benutzung

(1) Personen, die gegen diese Satzung verstoßen oder Anord-
nungen nach § 11 nicht befolgen, können vorübergehend 
oder dauerhaft ganz oder teilweise von der Benutzung aus-
geschlossen werden.

(2) Sie können insbesondere des Geländes verwiesen werden.

§ 13 Haftung

(1) Die Benutzung des Naherholungsgebiets erfolgt im Rah-
men der allgemeinen Eigenverantwortung der Benutzerin-
nen und Benutzer.

(2) Der Zweckverband haftet nur nach den gesetzlichen Vor-
schriften.

(3) Für den Verlust, die Beschädigung oder das Abhandenkom-
men eingebrachter Sachen wird keine Haftung übernom-
men, soweit gesetzlich zulässig.

(4) Wer Anlagen oder Einrichtungen beschädigt, verunreinigt 
oder sonst rechtswidrig beeinträchtigt, haftet dem Zweck-
verband nach den gesetzlichen Vorschriften.

§ 14 Ordnungswidrigkeiten

(1) Nach Art. 26 Abs. 2 KommZG in Verbindung mit Art. 24 
Abs. 2 Satz 2 GO kann mit Geldbuße bis zu 2.500 Euro 
belegt werden, wer vorsätzlich oder fahrlässig

1. entgegen § 5 Nr. 1 Anlagen, Einrichtungen, Wege, 
Grünfl ächen, Ufer- oder Wasserfl ächen beschädigt, ver-
unreinigt, verändert oder ihrer Zweckbestimmung ent-
zieht,

2. entgegen § 5 Nr. 2 Abfälle oder sonstige Gegenstände 
außerhalb der dafür vorgesehenen Behälter wegwirft 
oder zurücklässt,

3. entgegen § 5 Nr. 3 die Notdurft außerhalb vorhandener 
Toilettenanlagen verrichtet,

4. entgegen § 5 Nr. 4 Feuer außerhalb ausdrücklich zuge-
lassener und gekennzeichneter Feuer- oder Grillstellen 
entzündet,

5. entgegen § 5 Nr. 5 außerhalb zugelassener Bereiche 
grillt,

6. entgegen § 5 Nr. 6 zeltet, campiert oder übernachtet,

7. entgegen § 5 Nr. 7 ohne vorherige Zustimmung des 
Zweckverbands Waren anbietet oder verkauft, gewerb-
liche Leistungen ausübt, Werbung betreibt, Druck-
schriften verteilt oder Veranstaltungen durchführt,

8. entgegen § 5 Nr. 8 Kraftfahrzeuge außerhalb der hierfür 
bestimmten Flächen fährt, parkt oder abstellt,

9. entgegen § 5 Nr. 9 Musikgeräte, Lautsprecher oder 
sonstige Tonwiedergabegeräte in einer Lautstärke be-
treibt, die andere erheblich beeinträchtigt,

10. entgegen § 5 Nr. 10 sich aggressiv, anstößig oder sonst 
grob störend verhält,

11. entgegen § 8 Abs. 5 Nr. 1 beschädigte oder gesperrte 
Spielgeräte benutzt,

12. entgegen § 8 Abs. 5 Nr. 2 Spielgeräte zweckwidrig be-
nutzt,

13. entgegen § 8 Abs. 5 Nr. 3 den Spielbereich unzulässig 
mit Fahrzeugen befährt,

14. entgegen § 8 Abs. 5 Nr. 4 Glasbehälter oder sonstige 
gefährliche Gegenstände in den unmittelbaren Spielbe-
reich mitnimmt,

15. entgegen § 9 Abs. 1 Hunde auf das Gelände mitnimmt,

16. entgegen § 10 Abs. 1 das Gelände außerhalb der be-
kanntgemachten Öff nungszeiten betritt oder benutzt,

17. einer vollziehbaren Anordnung nach § 11 nicht nach-
kommt.

(2) Andere Bußgeldvorschriften sowie Straf- und Schadenser-
satzvorschriften bleiben unberührt.

§ 15 Inkrafttreten

Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer amtlichen Bekanntma-
chung in Kraft. 

Würzburg, 10.07.2026

Martin Heilig, Oberbürgermeister 
Verbandsvorsitzender

Apl-l 1444                                    RABl  S. 151

Haushaltssatzung des Zweckverbandes Klärschlammver-
wertung Main Tauber Aisch für das Haushaltsjahr 2026

Bekanntmachung vom 21.07.2026 Nr. 12-1444.12-7-2

I.

Die Verbandsversammlung des Zweckverbandes Klär-
schlammverwertung Main Tauber Aisch hat in ihrer Sitzung am 
18.03.2026 die Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2026 
beschlossen.

Der Zweckverband Klärschlammverwertung Main Tauber 
Aisch hat die Haushaltssatzung für das Haushaltsjahr 2026 mit 
Schreiben vom 16.07.2026 der Regierung von Unterfranken als 
Rechtsaufsichtsbehörde vorgelegt. Die Haushaltssatzung ent-
hält keine genehmigungspfl ichtigen Bestandteile.

Die Haushaltssatzung samt Anlagen liegt bis zur nächsten 
amtlichen Bekanntmachung einer Haushaltssatzung in der 
Geschäftsstelle des Zweckverbandes Klärschlammverwertung 
Main Tauber Aisch, Karmelitenstraße 20, 97070 Würzburg, 
während der Geschäftszeiten öff entlich zur Einsichtnahme auf.

Nachfolgend wird die Haushaltssatzung öff entlich bekannt ge-
macht.

Würzburg, 21.07.2026
Regierung von Unterfranken

Johannes Hardenacke
Abteilungsdirektor
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II.

Aufgrund der Art. 40 Abs. 1 und 26 Abs. 1 des Gesetzes über 
die kommunale Zusammenarbeit (KommZG) i.V.m. Art. 63 ff . 
der Gemeindeordnung (GO) und § 16 der Verbandssatzung er-
lässt der ZKMTA folgende Haushaltssatzung:

§ 1

Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 
2026 wird hiermit festgesetzt; er schließt

1.  im Ergebnishaushalt mit 
dem Gesamtbetrag der Erträge von  131.700 €
dem Gesamtbetrag der Auwendungen von  131.700 €
und dem Saldo (Jahresergebnis) von  0 €

2.  im Finanzhaushalt
a)  aus laufender Verwaltungstätigkeit mit

dem Gesamtbetrag der Einzahlungn von  131.700 €
dem Gesamtbetrag der Auszahlungen von  129.700 €
und einem Saldo von  +2.000 €

b)  aus Investitionstätigkeit mit
dem Gesamtbetrag der Einzahlungen von  8.000 €
dem Gesamtbetrag der Auszahlungen von  0 €
und einem Saldo von  +8.000 €

c)  aus Finanzierungstätigkeit mit
dem Gesamtbetrag der Einzahlungen von  0 €
dem Gesamtbetrag der Auszahlungen von  0 €
und einem Saldo von  0 €

d)  und dem Saldo des Finanzhaushalts
(Finanzmittelüberschuss(+)/-fehlbetrag) von  +10.000 €

ab.

§ 2

Kredite für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnah-
men sind nicht vorgesehen.

§ 3

Verpfl ichtungsermächtigungen zur Leistung von Auszahlun-
gen für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen in 
künftigen Jahren werden nicht festgesetzt.

§ 4

Für das Haushaltsjahr 2026 wird gemäß § 17 der Verbandssat-
zung eine Umlage in Höhe von 131.200 € festgesetzt.

Für die einzelnen Verbandsmitglieder errechnet sich bei der ge-
meldeten Klärschlammmenge von 64.714 Tonnen ein Umlage-
satz von 2,0274 € pro Tonne. Die jeweiligen Umlagen werden 
auf 10 € auf-/abgerundet.

§ 5

Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Auszahlungen 
werden nicht beansprucht.

§ 6

Die Haushaltssatzung tritt am 1. Januar 2026 in Kraft.

Würzburg, 21. Juli 2026
Zweckverband Klärschlammverwertung
Main Tauber Aisch (ZKMTA)

Benjamin Schneider
Verbandsvorsitzender

Apl-l 1444                                    RABl  S. 153

Nichtamtlicher Teil

BUCHBESPRECHUNGEN

Harrer/Kugele

Verwaltungsrecht in Bayern

153. Aktualisierungslieferung

Februar 2026

Art.-Nr. 66211153

Preis: 596,25 Euro

Carl Link Kommunalverlag

Mit dieser Lieferung bringen wir das umfangreiche Stichwort-
verzeichnis auf den neuesen Stand.

Adolph

Sozialgesetzbauch II

Sozialgesetzbuch XII

Asylbewerberleistungsgesetz

144. Aktualisierung

Dezember 2025

Preis: 170,00 Euro

Verlagsgruppe Hüthig Jehle Rehm GmbH

Mit dieser 144. Aktualisierung haben wir schwerpunktmäßig aus 
dem Sozialgesetzbuch II §§ 6, 6c, 6d, 8, 9, 33, 36a, 52a und aus 
dem Sozialgesetzbuch XII §§ 18, 39 und 64c überarbeitet.

Schanze/Sappok

Störungen der Intelligenzentwicklung

Grundlagen der psychiatrischen Versorgung, Diagnostik und 
Therapie

3. Aufl age

Preis: 85,00 Euro

ISBN 978-3-608-40083-0

Verlag Schattauer

Psychiatrische Behandlung von Menschen mit Behinderungen

Die Diagnose und Behandlung psychischer Störungsbilder bei 
Personen mit geistiger Behinderung (ICD-11: Störung der In-
telligenzentwicklung) sowie deren pädagogische Begleitung 
erfordern fundiertes Spezialwissen von ärztlichen, pfl egenden, 
therapeutischen und heilpädagogischen Fachleuten. Das dazu 
nötige Rüstzeug liefert dieses nach ICD-11 konzeptualisierte 
Standardlehrbuch von Christian Schanze und Tanja Sappik mit 
ihrem interdisziplinären Autor:innenteam.

Das Arbeitsbuch vermittelt einen umfassenden und praxisna-
hen Überblick zu sämtlichen psychiatrischen Störungsbildern 
bei Menschen mit einer intellektuellen Beeinträchtigung. Neben 
der evidenzbasierten medikamentösen und psychotherapeutschen 
Therapie werden pfl egerische, heilpädagogische und kreativthe-
rapeutischen Verfahren vorgestellt. Neu sind Kapitel über die 
stereotype Bewegungsstörung, die Katatonie, dissoziative Stö-
rungen, zu sensorischen Störungen und Covid.
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Eigenüberwachung im Abwasserrecht

85. Aktualisierungslieferung 

März 2026

Art.-Nr. 66351085

Preis: 187,92 Euro

Carl Link Kommunalverlag

In der Kläranlage von Petershausen im Landkreis Dachau wird 
in einem Pilotprojekt Mikroplastik aus dem Abwasser zurückge-
wonnen. Per Bioreaktor erledigen das Bakterien und Pilze. Diese 
vierte Reinigungsstufe für Kläranlagen könnte bald marktreif 
sein. In dem Bioreaktor werden feinste Partikel von Mikroplastik 
aus dem Abwasser entfernt - auf ungewöhnliche Art und Wei-
se. Professorin Sabine Grüner-Lempart von der Hochschule 
Weihenstephan-Triesdorf hat das Projekt mit einer Gruppe von 
Bioingenieuren entwickelt: „Wir haben da jetzt eine Gruppe 
von Mikroorganismen drin, Bakterien und Pilze, die sich gut 
miteinander vertragen und bei den Bedingungen hervorragend 
wachsen und gedeihen. Und diese Mikroorganismen sind in der 
Lage, Mikroplastikartikel abzubauen.“  Weitere Informationen 
können in Internet eingesehen werden: Petershausen: Bioreaktor 
gegen Mikroplastik im Abwasser | BR24. Auf die Veröff entli-
chung des LfU Bayern wird ebenfalls hingewiesen: Mikroplastik 
- LfU Bayern

Der DWA Landesverband Bayern hat verschiedene Arbeitshilfen 
für Abwasser veröff entlicht. Auf die Website wird hingewiesen: 
https://www.dwa-bayern.de/de/kaeranlagenbetrieb-und-unter-
halt.html

Mit Gesetz zur Änderung des Bayerischen Wassergesetzes vom 
23.12.2025, GVBl S. 667 wurde das Bayerische Wassergesetz 
(abgedruckt unter Kennzahl 30.36) geändert. Ein Teil 7 wurde 
neu eingefügt. Insbesondere sind Regelungen für folgende Be-
reiche vorgesehen: 

- Einführung Wassercent

- Stärkung der öff entlichen Wasserversorgung 

- Verbesserung des Hochwasserschutzes in Bayern, insbesondere 
durch verfahrensrechtliche Erleichterungen bei der Sicherung 
von Überfl utungsfl ächen und der Festsetzung von Überschwem-
mungsgebieten soie der Neuregelung der Beteiligtenleistungen

- Digitalisierung (digitales Wasserbuch, digitales Wasserrechts-
verfahren)

- Beschleunigung wasserrechtlicher Verfahren 

- Modernisierung des Abwasserabgabenrechts (Art. 82 ff . Bay-
WG) 

- Kommunale Flexibilität bei Brauchwasser

- Gemeingebrauch auf eigene Gefahr

- Erweiterungen von Genehmigungsfi ktionen für vorbeugenden 
Brandschutz, kombinierte Gewässerbenutzungen und reduzierte 
Begutachtung bei Wiederherstellungen 

- Amnestieregelung für zulassungspfl ichtige Gewässerbenutzun-
gen, die bislang ohne Zulassung ausgeübt werden.

Mit Wirkung ab 1.1.2026 tritt das Bayerische Gesetz zur Aus-
führung des Abwasserabgabengesetzes (BayAbwAG; abgedruckt 
unter Kennzahl Kennzahl 31.10) außer Kraft. Die Regelungen 
des BayABwAG fi ndet man nun im BayWG (abgedruckt unter 

Kennzahl 30.36). Auf die Art. 82 ff . BayWG wird verwiesen. Für 

eine Übergangszeit bleibt das BayAbwAG in der Sammlung.

Linhart

Schreiben, Bescheide und Vorschriften in der Verwaltung

60. Aktualisierung 

November 2025

Preis: 145,00 Euro

Verlagsgruppe Hüthig Jehle Rehm GmbH 

Schwerpunkte dieser Aktualisierung u.a.:

Aktualisierungen der §§ 19 und 20.

Ding-Greiner

Betreuung und Pfl ege geistig behinderter und chronisch psy-
chisch kranker Menschen im Alter

2. erweiterte und überarbeitete Aufl age

2021

Preis: 44,00 Euro

ISBN 978-3-17-036791-3

Verlag Kohlhammer

Die Betreuung und Pfl ege älterer Menschen mit geistiger Behin-
derung oder mit chronisch psychischer Erkrankung erfordert von 
den Mitarbeitern ein diff erenzierten berufl iches Kompetenzprofi l; 
ihre Ausbildung entspricht nur in Teilen den Anforderungen, die 
der berufl iche Alltag stellt.

In zwei praxisbezogenen, sich einander ergänzenden Perspekti-
ven werden die Grundlagen der Pfl ege und Betreuung dargestellt.

1. Die Entwicklung von Konzepten durch Mitarbeiter der Al-
ten- und der Behindertenhilfe und deren Umsetzung im Alltag 
sowie der Einfl uss der Ausbildung auf den Umgang mit den 
berufl ichen Anforderungen.

2. 30 praxisnahe Berichte von Mitarbeitern der Alten- und der 
Behindertenhilfe zu relevanten Themen aus dem Pfl egealltag. 
Diese geben langjährige Erfahrungen im täglichen Umgang 
mit älteren geistig behinderten und psychisch kranken Men-
schen weiter.

Die zweite Aufl age wurde um sechs Biografi en älterer geistig 
behinderter Menschen erweitert.

BKI

Objektdaten Sonderband S3 - Sozialer Wohnungsbau

Preis: 92,52 Euro

ISBN 978-3-945649-51-0

Verlag BKI

Aktuelle Kostenkennwerte von 73 abgerechneten Referenzob-
jekten für Neubau von Mietwohnungen - ausführlich mit Fotos, 
Zeichnungen und Baubeschreibungen dokumentiert.

Kostenwerte Sozialer Wohnungsbau für:

Mehrfamilienhäuser, mit 6 bis 19 Wohneinheiten

Mehrfamilienhäuser, mit 20 und mehr Wohneinheiten

Mehrfamilienhäuser, Passivhausstandard


